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25. 01.95 


Antrag 

der Abgeordneten Andrea Fischer (Berlin) und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Rentenkürzungen in den neuen Bundesländern 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, einen Gesetzentwurf zur 
Beseitigung der Diskriminierungen von Angehörigen der Zusatz- 
und Sonderversorgungssysteme der ehemaligen DDR durch die 
Rentenüberleitung vorzulegen. 

Dieser Gesetzentwurf soll den folgenden Mindestanforderungen 
genügen: 

1. Grundsätzlich sind die Begrenzungen der zu berücksichtigen- 
den Verdienste wegen Staats- und Systemnähe mit Wirkung 
für die Zukunft aufzuheben. 

Von diesem Grundsatz soll nur im Fall von Anwartschaften und 
Ansprüchen abgewicnen werden, die auf Beschäftigungszeiten 
beim ehemaligen Ministerium für Staatssicherheit/ Amt für 
Nationale Sicherheit zurückgehen. In diesen Fällen soll der 
Rentenberechnung das ortsübliche Einkommen bei Vergleichs- 
tätigkeiten zugrunde gelegt werden. Wo keine Vergleichsmög- 
lichkeiten bestehen, soll das Durchschnittseinkommen aller 
Versicherten in den neuen Bundesländern berücksichtigt 
werden. 

2. Die vorläufige Begrenzung der geschützten Zahlbeträge bei 
Renten- und Leistungsbezug am 31. Dezember 1991 ist mit Wir- 
kung für die Zukunft aufzuheben. 

Von diesem Grundsatz soll nur im Fall von Anwartschaften und 
Ansprüchen abgewichen werden, die auf Beschäftigungszeiten 
beim ehemahgen Ministerium für Staatssicherheit/Amt für 
Nationale Sicherheit zurückgehen. In diesen Fällen soll eine 
Begrenzung des geschützten Zahlbetrages auf 1 500 DM 
(brutto) vorgesehen werden. 

Bonn, den 24. Januar 1995 


Andrea Fischer (Berlin) 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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